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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a/5 R 172/07 B 
 
L 4 R 127/06 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 10 RJ 491/01 (SG Mainz) 
 
 
 
 
....................................................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..............................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Rheinland-Pfalz, 
Eichendorffstraße 4-6, 67346 Speyer, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. August 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 7. März 2007 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 7.3.2007 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung einer Rente wegen Berufsunfähigkeit bzw wegen teilweiser Erwerbs-

minderung bei Berufsunfähigkeit verneint und zur Begründung im Wesentlichen ausgeführt: Der 

als Facharbeiter einzustufende Kläger sei nicht berufsunfähig. Zwar könne er möglicherweise 

nicht mehr als Landmaschinenmechaniker arbeiten. Mit seinem Restleistungsvermögen sei er 

jedoch noch in der Lage, eine Tätigkeit als gehobene Bürokraft auszuüben, die ihm auch sozial 

zumutbar sei. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht 

ordnungsgemäß dargetan worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforder-

lich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner 

Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, ihre (abs-

trakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) 

sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entschei-

dung (sog Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). 

Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger misst sinngemäß folgenden Fragen grundsätzliche Bedeutung bei: 

1. Entspricht eine gehobene Bürotätigkeit den unter Ziff 1 bis 7 der Beschwerdebegrün-

dung dargestellten Tätigkeitsbereichen und ist sie bejahendenfalls in die 3. Stufe des 

Mehrstufenmodells als angelernte Tätigkeit mit einer Anlernzeit von drei Monaten bis 

zu einem Jahr einzuordnen? 

2. Darf eine Ausbildung im Rahmen der Verweisungsmöglichkeiten herangezogen wer-

den, wenn diese schon längere Zeit zurückliegt, nie ausgeübt wurde und somit letzt-

lich, zumindest nach nunmehr über 11 Jahren, wegen tatsächlichen Nichtbeherr-

schens der Materie nicht ausgeübt werden kann? 
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Bei den unter Ziff 1 gestellten Fragen handelt es sich nicht um Rechtsfragen, sondern um sol-

che des festgestellten Sachverhalts. Sie betreffen das tatsächliche Anforderungsprofil an eine 

gehobene Bürotätigkeit sowie das Ausmaß der diesbezüglichen Anlernzeit und sind - soweit 

erforderlich - durch ein berufskundliches Sachverständigengutachten aufklärbar. Offensichtlich 

geht es dem Kläger nicht um die Klärung der Einstufungskriterien im Mehrstufenschema, son-

dern ausschließlich um deren richtige Anwendung durch das LSG. 

 

Ob die Frage zu Ziff 2 eine abstrakte Rechtsfrage darstellt, ist angesichts der letztlich auf die 

Situation des Klägers zugeschnittenen Formulierung ebenfalls zweifelhaft, kann allerdings da-

hinstehen. Hinsichtlich der Frage 2 hat es die Beschwerdebegründung jedenfalls versäumt, de-

ren Klärungsbedürftigkeit ausreichend darzulegen. 

 

Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt muss eine Rechtsfrage auch dann angesehen werden, wenn das Revi-

sionsgericht bzw das Bundesverfassungsgericht diese zwar noch nicht ausdrücklich entschie-

den hat, jedoch schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die 

ausreichende Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich heraus-

gestellten Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8; s hierzu auch Kummer, Die 

Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 117 mwN). 

 

Zwar hat der Kläger erklärt, dass die von ihm aufgeworfenen Rechtsfragen höchstrichterlich 

noch nicht entschieden seien. Diese Behauptung allein reicht indes nicht aus. Vielmehr muss 

unter Auswertung der Rechtsprechung des BSG zu dem Problemkreis substantiiert vorgetragen 

werden, dass das BSG zu diesem Fragenbereich noch keine Entscheidung gefällt oder durch 

die schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von grundsätzlicher Bedeutung 

noch nicht beantwortet hat (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

4. Aufl 2004, Kap IX RdNr 83 mwN). Hierzu hätte im vorliegenden Fall umso mehr Anlass 

bestanden, als die Rechtsprechung des BSG zur Einstufung von Berufen in das 

Mehrstufenschema sowie zu den Voraussetzungen sozial zumutbarer Verweisungen 

umfangreich ist und sich bereits mit der Frage der Zulässigkeit der Verweisung auf in der 

Vergangenheit erlernte, aber nicht ausgeübte Berufe beschäftigt hat (vgl BSG SozR 1500 § 128 

Nr 4 S 3; SozR 3-2200 § 1246 Nr 35 S 134 f). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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